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Unterrichtung 
durch die Bundesregierung 

Finanzplan des Bundes 1985 bis 1989 
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hier: Stellungnahme des Bundesrates vom 27. September 1985 
und Gegenäußerung der Bundesregierung 

Stellungnahme des Bundesrates 

1. Der Bundesrat teilt die Auffassung der Bundes-
regierung, daß eine konsequente Politik zur Ge-
sundung der Staatsfinanzen und weitere Verbes-
serungen der wirtschaftlichen Rahmenbedin-
gungen entscheidende Voraussetzungen für die 
schrittweise Überwindung der hohen Arbeitslo-
sigkeit sind. Etwaige neue finanzpolitische 
Handlungsspielräume, die durch Fortführung 
der zurückhaltenden Ausgabenplanung entste-
hen, sollten vorrangig zur weiteren Senkung der 
Abgabenbelastung und zur Erhöhung der Inve-
stitionsquote im Finanzplanungszeitraum die-
nen. 

Nach Auffassung des Bundesrates sollten alle 
Möglichkeiten ausgeschöpft werden, um die In-
vestitionsausgaben in arbeitsplatzschaffenden, 
beschäftigungsfördernden und zukunftswirksa-
men Bereichen zu verstärken. Der Bundesrat er-
teilt jedoch kreditfinanzierten Beschäftigungs-
programmen herkömmlicher Art eine strikte 
Absage. Im übrigen verweist der Bundesrat zur 
Bewertung der investiven Ausgaben auf seine 
Stellungnahme zum Finanzplan 1984 bis 1988 
(Drucksache 351/84 — Beschluß — Nr. 2). 

Gegenäußerung der Bundesregierung 

Die Bundesregierung sieht sich mit ihrem haus-
halts- und finanzpolitischen Kurs in Übereinstim-
mung mit dem Bundesrat. Sie begrüßt, daß der Bun-
desrat erneut kreditfinanzierten Beschäftigungs-
programmen herkömmlicher Art eine strikte Ab-
sage erteilt und ihre Bemühungen unterstützt, die 
Ausgabenzuwächse im Rahmen der im Finanzpla-
nungsrat vereinbarten 3 v. H.-Linie zu halten. 

Nur durch Sparsamkeit bei den Ausgaben auch in 
den kommenden Jahren wird es möglich, den 
Schuldenzuwachs und die Zinsbelastungen des 
Bundes wirksam zu begrenzen und zugleich die 
Voraussetzungen für weitere steuerliche Erleichte-
rungen zu schaffen. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß die von 
ihr getroffenen Maßnahmen zur Verbesserung der 
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen und zur 
Flankierung des Anpassungsprozesses in der Bau-
wirtschaft greifen und zu einem Anstieg der Inve-
stitionen insgesamt beitragen. Sie wird sich weiter 
bemühen, die zukunftswirksamen Bundesausgaben 
im Rahmen engbegrenzter Gesamtausgaben so-
weit wie möglich zu stärken. 

Zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers — 14 (441) — 501 00 — Fi 52/85 — vom 28. Oktober 1985. 
Federführend: Bundesminister der Finanzen. 
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2. Im Hinblick auf die beschlossenen Steuersen-
kungen und Verbesserungen insbesondere im 
Familienlastenausgleich erscheint es vertretbar, 
daß die Nettokreditaufnahme zunächst bei ei-
nem Betrag von rd. 25 Mrd. DM verharrt und 
erst gegen Ende des Finanzplanungszeitraums 
weiter zurückgeführt wird. Dennoch wächst die 
Vorbelastung des Bundeshaushalts durch Zins-
ausgaben nach wie vor überproportional. Diese 
Entwicklung und vor allem die absolute Höhe 
des Zinsaufwands, der bereits 1988 das Niveau 
der Investitionen übersteigt, machen deutlich, 
daß die Aufgabe der Haushaltskonsolidierung 
noch nicht abgeschlossen ist. Der Bundesrat be-
stärkt daher die Bundesregierung in ihrer Ab-
sicht, die Ausgabenzuwächse weiterhin deutlich 
unter den voraussichtlichen Steigerungsraten 
des Bruttosozialprodukts zu halten. 

3. Zu den Ansätzen des Finanzplans im einzelnen 
weist der Bundesrat darauf hin, daß der Ansatz 
von 900 Mio. DM für das Jahr 1989 für die Ge-
meinschaftsaufgabe „Ausbau- und Neubau von 
Hochschulen" nicht dem einstimmigen Beschluß 
des Planungsausschusses für den Hochschulbau 
vom 24. Juni 1985 zum 15. Rahmenplan für den 
Hochschulbau, nach dessen Textziffer 92 für 
1989 1000 Mio. DM vorgesehen sind, entspricht. 
Der Bundesrat erkennt an, daß für 1989 zwar ein 
Minderbedarf gegenüber 1985 zu erwarten ist, 
dessen Größenordnung sich aber heute noch 
nicht präzise erfassen läßt. Die Absenkung der 
Bundesmittel muß deshalb unter dem ausdrück-
lichen Vorbehalt der Korrektur stehen, wenn hö-
here Bundesmittel erforderlich werden, um Vor-
haben, für die die Länder ihren Finanzierungs-
anteil bereitstellen, ausgabenbegleitend mitfi-
nanzieren zu können. 


